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Beilage:

—  Anmeldung des Initiativbegehrens «Casino-Verbot» zur Abanderung der

Landesverfassung



ZUSAMMENFASSUNG

Die stimmberechtigten Personen Hansjorg Frick, Antonia Frick-Ospelt, Guido Mei-
er, Franz Schédler, Benno Blichel, Willi Frommelt sowie Marco Nescher haben am
20. Oktober 2022 das Initiativbegehren , Casino-Verbot” zur Abdnderung der
Landesverfassung mit von den Gemeindevorstehungen bescheinigten Unterschrif-
ten eingereicht.

Die Regierung hat die eingereichten Unterschriften Uberpriift und 2265 giiltige
Unterschriften festgestellt. Das Initiativbegehren ist somit zustande gekommen.

ZUSTANDIGES MINISTERIUM

Ministerium Inneres, Wirtschaft und Umwelt

BETROFFENE STELLE

Stabsstelle Regierungskanzlei



Vaduz, 25. Oktober 2022
LNR 2022-1580
P

Sehr geehrter Herr Landtagsprasident,

Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete

Die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehenden Bericht und
Antrag betreffend das Initiativbegehren «Casino-Verbot» zur Abdanderung der

Landesverfassung an den Landtag zu unterbreiten.

. BERICHT DER REGIERUNG

1. AUSGANGSLAGE

Mit Datum vom 23. Méarz 2022 meldeten drei Vorstandsmitglieder der Interes-
sensgemeinschaft IG VolksMeinung eine Verfassungsinitiative «Casino-Verbot»

bei der Regierung an.

Nach der gemass Art. 70b des Gesetzes vom 17. Juli 1973 betreffend die Aus-
Ubung der politischen Volksrechte in Landesangelegenheiten (VRG) erfolgten
Vorprifung der Initiative durch den Landtag machte die Regierung diese am
7. September 2022 kund und setzte gemadss Art. 70 Abs. 1 Bst. b VRG den
20. Oktober 2022 als Ablaufdatum zur Einreichung der Unterschriften fest.



Am Donnerstag, 20. Oktober 2022, wurden bei der Regierung insgesamt 1’323
Unterschriftenbogen mit den von den Gemeindevorstehungen bescheinigten

Unterschriften eingereicht.

2. PRUFUNG DER EINGEREICHTEN UNTERSCHRIFTEN

Die anschliessend von der Regierung aufgrund von Art. 71 VRG vorgenommene

Priufung hat folgendes Ergebnis gebracht:
- Es wurden insgesamt 2265 giiltige Unterschriften festgestellt.

- Die Frist fir die Einbringung des Initiativbegehrens beginnt ab amtlicher
Kundmachung (Art. 70 Abs. 1 Bst. b VRG). Die amtliche Kundmachung er-

folgte am 7. September 2022.

- Die Frist fur die Einbringung des Initiativbegehrens wurde mit amtlicher
Kundmachung auf den 20. Oktober 2022 festgelegt. Die Unterschriftenbo-
gen wurden am Donnerstag, 20. Oktober 2022, 10.00 Uhr, bei der Stabs-
stelle Regierungskanzlei in Vaduz eingereicht. Die Frist zur Einreichung des

Initiativbegehrens ist somit eingehalten.

- Die Unterschriftenbogen sind von den Gemeindevorstehungen im Sinne
von Art. 69 Abs. 2 VRG sorgfaltig gepriift und bescheinigt worden. Auf den
einzelnen Unterschriftenbogen wurden zum Teil von den Gemeinden Un-
terschriften gestrichen, weil die betreffenden Personen entweder nicht
stimmberechtigt sind, in einer anderen Gemeinde den Wohnsitz haben
oder ausldandische Staatsangehorige sind. Damit ist die Stimmberechtigung
und die Unterschrift der Unterzeichner im Sinne des Volksrechtegesetzes

(Art. 71 in Verbindung mit Art. 69 Abs. 2 VRG) ausgewiesen.

- Unterschriften, die nicht von der Hand des Stimmberechtigten herrihren

(Art. 71 Abs. 2 Bst. b VRG), konnten keine festgestellt werden.



Zusammenfassung der Unterschriftenpriifung

Gemeinde Unterschriftenbogen Gultige Unterschriften
Vaduz 211 328
Balzers 175 357
Planken 17 30
Schaan 234 407
Triesen 182 296
Triesenberg 94 187
Eschen 139 217
Gamprin 42 62
Mauren 127 196
Ruggell 67 124
Schellenberg 35 61
TOTAL 1323 2265

Die Regierung hat mit Beschluss vom 25. Oktober 2022 festgestellt, dass das Ini-
tiativbegehren gemadss Art. 64 der Landesverfassung mit 2265 Unterschriften
glltig zustande gekommen ist. Sie hat gemass Art. 71 Abs. 3 VRG die Publikation

des Ergebnisses der Priifung des Begehrens veranlasst.



Il. ANTRAG DER REGIERUNG

Aufgrund der vorstehenden Ausfiihrungen unterbreitet die Regierung dem Land-

tag den

Antrag,

der Hohe Landtag wolle diesen Bericht und Antrag zur Kenntnis nehmen und das

Initiativbegehren in Behandlung ziehen.

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagsprasident, sehr geehrte Frauen und

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorziiglichen Hochachtung.

REGIERUNG DES
FURSTENTUMS LIECHTENSTEIN

gez. Dr. Daniel Risch



Casino-Verbot =
sino-Verbo AA,_

REGIERUNGSE-\’Ai--JIL__E!T:
Regierung des Fiirstentums Liechtenstein
z.Hd. Herrn Regierungschef Dr. Daniel Risch - 23 Miarz 2022
Peter-Kaiser-Platz 1
9490 Vaduz SB

Schaan, 23. Marz 2022

Anmeldung einer Verfassungsinitiative zur Vorpriifung nach Art. 70b VRG

Sehr geehrter Herr Regierungschef

Wir gelangen an Sie in unserer Eigenschaft als Vorstandsmitglieder der politisch und
konfessionell unabhéngigen Interessengemeinschaft IG VolksMeinung (https://volks:
meinung.li), eines nach Art. 246 Abs. 1 PGR errichteten, im Handelsregister jedoch
nicht eingetragenen Vereins. Eine Kopie unserer Statuten liegt diesem Schreiben bei.
Mit diesem Schreiben melden wir eine Verfassungsinitiative i.S.v. Art. 64 Abs. 3 LV zur
Vorprifung nach Art. 70b VRG an.

Aus unserer Sicht ist das nunmehr schon seit Jahren liberbordende gewerbsmassige
Anbieten von Gliicksspielen in daflir eingerichteten Raumlichkeiten (d.h. in Casinos?)
nicht langer tragbar. Jingsten Pressemitteilungen zufolge priift das Amt fiir Volkswirt-
schaft drei weitere Casino-Gesuche?, wodurch die Anzahl der im Inland tatigen Spiel-
banken auf zehn anwachsen kénnte. Unserem Vereinszweck folgend? streben wir da-
her Massnahmen an, die sich dazu eignen, einer Ansiedlung weiterer Casinos entge-
genzutreten und flir die hierzulande schon tétigen Casinobetriebe eine Exit-Strategie
vorzusehen, d.h. eine Betriebsschliessung — nach Massgabe von Ubergangsbestim-
mungen - in absehbarer Zeit. Massnahmen, die einen Casinobetrieb nur qualitativ
oder quantitativ regulieren wiirden?, reichen nicht aus.

Um unser Ziel zu verwirklichen, méchten wir den Weg einer Volksinitiative gehen, des-
sen Text Sie im Anhang zu diesem Schreiben finden. Unsere Initiative und deren Zu-
lassigkeit begriinden wir wie folgt.

!, Spielbanken” i.S.v. Art. 1 Abs. 1 Bst. a GSG,

2 Liechtensteiner Vaterland vom 09.12.2021 (Nr. 280) Seite 3.

3 Art. 2 Ziffern 1. und 6. der Statuten.

4 Vergramung' durch Auflagen fir den Spielbetrieb etc. oder in Form von zonen- oder sonstigen rechtlichen oder fakti-
schen Einschrénkungen (wie z.B. durch ein Moraterium; siehe hierzu die Postulatsbeantwortung Nr. 125/2019).

Verein IG VolksMeinung, Tanzplatz 26, 9494 Schaan, info@volksmeinung.li, www.volksmeinung.i
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Nach dem ersten Halbsatz des seit dem Inkrafttreten der Landesverfassung unver-
anderten Art. 36 LV sind Handel und Gewerbe innerhalb der gesetzlichen Schranken
frei. Die Handels- und Gewerbefreiheit (, HGF") garantiert die Auslibung jeder rechtlich
erlaubten, auf Erwerb gerichteten Téatigkeit, die als Teilnahme am Wirtschaftsleben ge-
wertet werden kann®,

Die Einschrankung auf ,rechtlich erlaubt in Art. 36 LV setzt einen Vorbehalt: Nach der
LV kénnen wirtschaftliche Tatigkeiten rechtlich — d.h. durch die Rechtsordnung (Ver-
fassung, Gesetz, Verordnung) — auch nicht erlaubt, d.h. verboten werden$. Die Verbots-
maoglichkeit bei Spiel und Wette liegt z.B. auch § 1272 ABGB zugrunde.

In Abschnitt 1. des Schlussprotokolls zum Zollvertrag mit der Schweiz (,ZV") hatte
sich Liechtenstein kurz nach dem Inkrafttreten der LV dazu verpflichtet, Spielbanken
auf seinem Staatsgebiet nicht zu dulden oder zu errichten; und dazu, dass die Regie-
rung ,die zur Durchfihrung dieses Verbots erforderlichen Massnahmen treffen wird”. Das
auf diese Weise konstituierte Spielbankenverbot wurde mit dem Gesetz LGBI. 1949 Nr.
7 sichergestellt und mit Strafe bewehrt. Es galt bis zum 10.12.20107.

Seit der Aufhebung seines Pendants in der Schweiz anno 19938 war die Aufrechterhal-
tung des Spielbankenverbots im Inland nicht durch den ZV bedingt, sondern eine au-
tonome liechtensteinische Entscheidung gewesen. Damit im Einklang wurde das Gesetz
LGBI. 1947 Nr. 7 erst durch Art. 99 GSG beseitigt, d.h. erst dreizehn Jahre nach der
Aufhebung in der Schweiz.

Im Zuge des EWR-Beitritts Liechtensteins anno 1995 war das Spielbankenverbot kein
Gegenstand besonderer Regelung?; Abschnitt 1. des Schlussprotokolls zum ZV blieb
damals unverdndertl©, Also ist Liechtenstein dem EWRA beigetreten, ohne dass es das
Spielbankenverbot, ein im Sinne von Art. 36 LV absolut wirkendes Verbot einer be-
stimmten wirtschaftlichen Tatigkeit, in seinem innerstaatlichen Recht aufgegeben hat.

Aus diesem Riickblick folgt, dass Liechtenstein den Casino-Markt anno 2010 aus freien
Stlicken gedffnet hat, d.h. ohne dusseren Zwang. Damit scheidet ein erneut eingeflihrtes
Casino-Verbot auf Gesetzesebene aus, sodass nur ein Verbot auf Verfassungsebene in
Frage kommt; d.h. eine Ergdnzung der LV dergestalt, dass Handel und Gewerbe mit
Ausnahme des gewerbsmassigen Anbietens von Gliicksspielen in dafiir eingerichteten
Raumlichkeiten (Casinos) frei sind. Solche Tatigkeiten sollen auf dem liechtensteini-
schen Staatsgebiet mit einer neuen Verfassungsbestimmung verboten werden, in con-

S Raschauer, onfine-Verfassungskommentar des Liechtenstein Instituts (www.verfassung.li), Randziffer 22 zu Art. 36 un-
ter Verweis auf StGH 2006/35 und StGH 2013/197.

& Besonders prominente Beispiele dafiir sind Normen des Strafgesetzbuches wie z.B. in Gestalt des Geldwasche-
reiverbots (§ 165 StGB).

7 Kundmachung LGBI. 2010 Nr. 469.

& Volksabstimmung vom 07.03.1993.

2 BuA Nr. 93/1994 und Nr. 1/1995.

10| GBI. 1995 Nr. 76.
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creto mit einem Spielbankenverbot, das nach einem Ablauf von finf Jahren wirksam
wird und dessen Einzelheiten der Gesetzgeber mit formellem Gesetz zu erlassen hat.
Flr dieses Verbot schlagen wir - gleich nach der Statuierung der Handels- und Gewer-
befreiheit in Art. 36 LV — einen neuen Art. 36bis vor.

Als eine wirtschaftliche Tatigkeit untersteht das gewerbsméssige Anbieten von Gliicks-
spielen den Vier Freiheiten des EWR-Abkommen (,EWRA“), d.h. dem freien Waren-,
Dienstleistungs- und Kapitalverkehr sowie der Niederlassungsfreiheit!!. Einschrankun-
gen auf nationaler Ebene!? bilden eo ipso ein Hindernis im Sinne von Art. 31 und 36
EWRA (d.h. der Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsverkehrs)!3. Be-
schrankungen, die flir Aufnahme und Ausiibung eines Casinobetriebs auferlegt wer-
den, missen nach der Rechtsprechung von EuGH und EFTA-Gerichtshof im Allgemein-
interesse liegen, die Voraussetzungen der Verhaltnismassigkeit und der Nichtdiskri-
minierung erfillen und tatsachlich gewahrleisten, dass die geltend gemachten, im All-
gemeininteresse liegenden und rechtlich zuléssigen Ziele in koharenter und systemati-
scher Weise erreicht werden?4.

Dies vorausgeschickt gehen wir von der EWR-rechtlichen Zulgssigkeit unserer Initiative
aus. Verfassungsrechtlich stellt sich die Frage der rechtlichen Zul4dssigkeit unseres Ini-
tiativtexts nicht, ist es dem Souverdn (d.h. dem Verfassungsgeber!5) doch freigestellt,
Wertungsentscheidungen von so grundlegender Bedeutung wie sie ein Casino-Verbot
darstellen wiirde autonom zu treffen'®; vorausgesetzt, dass der vélker- bzw. staatsver-
tragliche Rahmen eingehalten wird.

Die von uns vorgeschlagene Verfassungsergéanzung trifft — was das EWR-Recht betrifft
- zundchst auf folgende Grundsatze: In der Rechtsprechung des Staatsgerichtshofes
(, StGH") wird das EWR-Recht seit jeher als verfassungsandernd bzw. -erganzend quali-
fiziert!”. Trotz Art. 104 Abs. 2 LV und Art. 22 Abs. 1 StGHG geht das EWR-Recht dem
nationalen Recht unter Einschluss des nationalen Verfassungsrechts also vor: was u.a
zur Folge hat, dass der StGH die Auslegung des EWR-Rechts durch den EFTA-Gerichts-
hof grundsatzlich nicht Gberprift'8. Diese Stufenordnung zwischen dem EWR- und
dem Landesrecht haben wir bei unseren Uberlegungen berticksichtigt.

Umgekehrt enthélt das EWR-Recht unseres Wissens keine Bestimmung, die es dem
liechtensteinischen Verfassungsgeber a priori versagen wiirde, eine bestimmte wirt-

11 Randziffer 39. des Urteils des EFTA-Gerichtshofes vom 30.05.2007, E-3/06, Ladbrokes.

12 wie z.B. ein nationales Zulassungsregime fur die Aufnahme und Auslibung einer Casino-Tatigkeit in
Gestalt eines Konzessions- oder Bewilligungssystems.

13 Randziffer 48. des Gutachtens des EFTA-Gerichtshofes vom 29.08.2014, E-24/13.

14 EuGH, Rs C-375/17, Stanley International Betting, RZ 51; EuGH, Rs C-342/17, Dall'Antonio, RZ 52;
EuGH, Rs C-46/08, Carmen Media Group, RZ 53 ff: StGH 2013/044 [=GE 2015, 174] Erw. 3.4.1 mwH auf
die Rechtsprechung des EFTA-Gerichtshofes.

15 d.h. Furst und Volk.

18 Verfassungsschranken bestehen diesbeziiglich nicht (siehe hierzu Hoch, LPS 21, 209 sowie ders. in LPS
62, 51 ff).

17 Beispiel: StGH 2015/18 (=LES 2015, 130).

18 StGH 2013/044 Erw. 3.4.2.; Siehe zum sog. ,EWR-Vorbehalt' Hoch, LPS 62, 51 ff,
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schaftliche Tatigkeit unter ein Verbot zu stellen; andernfalls hitte das Spielbankenver-
bot im Zuge des EWR-Beitritts aufgehoben werden miissen (und nicht erst anno 2010
[siehe hierzu oben]). Unseres Erachtens ist dem EWR-Recht kein generelles ,Recht auf
Wirtschaftsfreiheit‘ eigen; dies im Sinne eines subjektiven Rechtsanspruchs von Grund-
rechtstragern darauf, in Liechtenstein zu einer bestimmten wirtschaftlichen Tatigkeit
zugelassen zu werden (wie z.B. zum Casinobetrieb)!9. Das EWRA errichtet auch keine
supranationale Organisation mit autonomen (und exklusiven) Rechtssetzungskompe-
tenzen. Das EWRA ist nichts Anderes als ein volkerrechtlicher Vertrag, der die Souve-
ranitat und die Gesetzgebungshoheit der EFTA-EWR-Staaten grundsatzlich unberiihrt
lasst.

Dass sich dies in harmonisierten Bereichen des EWRA anders verhalten mag, andert
daran, dass Liechtenstein bestimmte wirtschaftliche Tatigkeiten auch als EWR-Mit-
gliedstaat samt und sonders verbieten kann, nichts — zumal das Spielbankenwesen
durch das EWR-Sekundarrecht nicht geregelt wird. Die Berufsfreiheit nach Art. 16 der
EU-Grundrechtecharta gilt in den EFTA-EWR-Staaten nicht: dort kommt ihr nur eine
Ausstrahlungswirkung zu20. Insofern unterscheidet sich die Rechtslage im EWR von je-
ner in der EU?! erheblich: In seinem gegenwartigen Stand verleiht das EWRA kein ge-
richtlich klag- und durchsetzbares Recht darauf, in einem anderen EWR-Mitgliedstaat
eine bestimmte wirtschaftliche Tatigkeit aufzunehmen und auszuiiben, sollte diese
Tatigkeit durch das Recht des Aufnahmestaats, insbesondere durch dessen Verfas-
sungsrecht, untersagt worden sein.

Unter dieser Pramisse hat ein Spielbankenverbot eine Uberpriifung durch den EFTA-
Gerichtshof nicht zu fiirchten. Online-Spielverbote sind mit dem EWR-Recht ohnehin
kompatibel?? und ausnahmslos wirkende Spielbankenverbote bilden in anderen EWR-
Mitgliedstaaten seit jeher geltendes Recht23. Auch eine Zulassungsbeschrankung auf
nur eine Konzession pro Mitgliedstaat ist per se noch nicht EWR-rechtswidrig?4,

Was jene Allgemeininteressen betrifft, die ein Spielbankenverbot rechtfertigen konnen,
verweisen wir auf unsere Argumentation unter https://volksmeinung.li unter +Aspek-
te”, die wir als allgemein bekannt voraussetzen und die der Regierung als Anhalts-
punkt dienen kann. Zusatzlich verweisen wir auf die Generalklausel des Art. 14 LV, die
eine rechtlich verbindliche Handlungsrichtlinie konstituiert, an der sich alle staatlichen
Organe auszurichten haben; und damit auch der Verfassungsgeber?5. Nach Art. 14 LV
ist die Férderung der gesamten Volkswohlfahrt die oberste Aufgabe des Staates.

15 Beispiel: Niemand kann aus dem EWR-Recht einen gerichtlich klag- und durchsetzbaren Anspruch darauf ableiten,
in Liechtenstein eine Anlage zur Energiegewinnung aus Atomkraft zu errichten und zu betreiben (ein AKW), obwohl
auch dies eine wirtschaftliche Tatigkeit konstituiert,

20 Raschauer a.a.0. Randziffer 136.

2! Franz (Hrsg.), Handbuch Europarecht, Band 4 Europdische Grundrechte, Randziffern 2514 ff.

22 Urteile des EuGH vom 08.09.2009, C-42/07, Liga Portuguesa, vom 08.09.2010, C-316/07, Stoss und vom
08.09.2010, C-46/08, Carmen Media; Urteil des deutschen Bundesverwaltungsgerichts vom 26.10.2017, BVerwG 8 C
18.16 Erw. 30 f; Herzig in Jahrbuch Europarecht 10, Wien/Graz 2010, 130 ff.

23 Beispiel: Art. 183 und 184 des isléndischen Strafgesetzbuches.

24 Urteil des EuGH vom 19.12.2018, C-375/17, Stanfey International Betting.

25 Schiess Ruatimann, online-Verfassungskommentar des Liechtenstein Instituts a.a.0., Randziffer 25 zu Art. 14 LV.
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Anders als Betriebe, die der Versorgung der Bevolkerung mit materiellen und/oder
immateriellen Glitern des taglichen Bedarfs dienen (Nahrung, Kleidung, Information
durch Print- oder digitale Medien etc.) und anders als &ffentliche Dienstleistungen
(schulische Bildung, ¢ffentlicher Verkehr, medizinische Versorgung etc.) schafft der
Besuch einer Spielbank fiir die Allgemeinheit keinerlei kulturellen, sozialen, padagogi-
schen oder sonstigen Nutzen. Vielmehr geht das Casino-Spiel mit einer Reihe von all-
gemein bekannten Problemen einher, die oft nicht nur die betroffenen Spieler¥*innen,
sondern auch deren familidres und/oder gesellschaftliches Umfeld erfassen. Glicks-
spielprobleme nehmen Einfluss auf die finanzielle Situation der Einzelnen und auf die
individuelle Verschuldung, auf den Ausfall von Arbeitsleistungen, auf die Familie und
das soziale Umfeld etc. und fiihren u.a. zu gesundheitlichen Belastungen, zu Beschaf-
fungskriminalitat und zu einer erhshten Beanspruchung von Beratungs- und Behand-
lungseinrichtungen?® 27 um nur ein paar Beispiele zu nennen.

Umgekehrt liegt die raison d'étre des Casinogewerbes einzig und allein in der Profitma-
ximierung der Spielbankenbetreiber, d.h. in der Bereicherung privater Investoren.

Diese Profitmaximierung ist mit hohen sozialen Kosten verbunden, die die Allgemein-
heit belasten, dem Ziel von Art. 14 LV - der Volkswohlfahrt — diametral zuwiderlaufen
und wie folgt unterschieden werden konnen:

Direkte Kosten umfassen vor allem Leistungen des Gesundheitswesens sowie Verwal-
tungskosten im Zusammenhang mit Behandlungen, Kriminalitat, Scheidungen und
staatlichen Transferzahlungen etc. wie z.B. im Bereich der Kranken- oder Sozialver-
sicherung.

Indirekte Kosten sind z.B. Produktionsausfille (Absenzen am Arbeitsplatz, vermin-
derte Leistungsfahigkeit, Produktivitatsverluste in der Hausarbeit etc.) aufgrund
suchtbedingter Krankheitsfadlle. Hinzu kommen Fluktuationskosten in den Betrie-
ben, die bei der Wiederbesetzung von Arbeitsplitzen anfallen etc.

Intangible, also nicht oder nur schwer monetarisierbare Kosten, sind die Beeintrich-
tigung des Wohlbefindens und der Lebensqualitit betroffener Spieler*innen und ih-
rer Angehdrigen. Solche Belastungen dussern sich z.B. in familidren Problemen
(Kontaktverluste oder -verarmung etc.), in psychischen Problemen (Depressionen,
Psychosen wie z.B. Angstzusténde etc.), in erhohten Suizidraten2® oder in nachge-

lagerten Suchterkrankungen wie z.B. dem Alkohol- oder Tabakmissbrauch etc.29. 30,
31

28 Kinzi. et. al. (2009). Soziale Kosten des Glucksspiels in Casinos: Studie zur Erfassung der durch die Schweizer
Casinos verursachten sozialen Kosten. Bern: Biiro fur arbeits- und sozialpolitische Studien BASS AG.

27 L angham, Thorne, Browne, Donaldson, Rose, Rockloff (2016), Understanding gambling related harm: a proposed defi-
nition, conceptual framework, and taxonomy of harms. BMC Public Health. 16:80.

28 Karlsson, Hakansson (2018), Gambling disorder, increased mortality, suicidality, and associated comorbidity: a longi-
tudinal nationwide register study. J Behav Addict. 7(4):1091-9.

2% World Health Organization (2003), International guidelines for estimating the costs of substance abuse, Second edi-
tion, Geneva.
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Aus unserer Sicht gibt es kein 6ffentliches Interesse daran, einen Wirtschaftszweig zu
schitzen, dessen negative Auswirkungen ganz eindeutig liberwiegen — nur weil die Ver-
fassung in ihrem Art. 36 die Wirtschaftsfreiheit als Grundsatz postuliert. Erwiesener-
massen sozialschddliche wirtschaftliche Aktivitaten verdienen den Schutz dieser Ver-
fassungsbestimmung sehr viel weniger als solche, die fiir die Konsumenten niitzlich
oder, in einem fairen Austauschverhiltnis, dkonomisch sinnvoll sind. Solche Tatigkei-
ten stehen Art. 14 LV von Grund auf entgegen.

Eine Uberflutung durch Casinos, wie sie in Liechtenstein eingetreten ist, erweist sich
aber auch in Bezug auf rein ékonomische Uberlegungen als problematisch: Der auf-
grund von Gliicksspielen erzielbare Steuerertrag wird um die mit der Spielsucht ver-
bundenen direkten und indirekten Kosten vermindert. Eine Erhéhung des Gliicksspiel-
angebots flhrt tendenziell zu mehr Spielsucht und, damit einhergehend, zu einer Er-
héhung der oben erwadhnten direkten, indirekten und intangiblen Kosten, die von der
Allgemeinheit zu tragen sind.

Der inzwischen vollig ausser Kontrolle geratene liechtensteinische Casino-Markt ver-
letzt nicht nur das offentliche Interesse an einer massvollen wirtschaftlichen Entwick-
lung (an Exzessen bzw. einer Ubernutzung des Standorts Liechtenstein mit all seinen
negativen Folgen besteht kein &ffentliches Interesse), sondern nicht zuletzt auch die
von den Vereinten Nationen propagierten Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Develop-
ment Goals [,SDG"]). Das Gliicksspiel hat wesentliche negative Auswirkungen fiir die
Erreichung v.a. der SDGs 1 (Keine Armut) und 3 (Gesundheit und Wohlergehen). Die
SDGs sind aussen- wie innenpolitisch von iibergeordneter Bedeutung. An ihrer Miss-
achtung kann das Land Liechtenstein je langer desto weniger interessiert sein.

Ein anderes Allgemeininteresse ist die Reputation und die Solidaritat des Landes Liech-
tenstein v.a. den Nachbarstaaten gegeniiber: Von einem Wirtschaftszweig in Millionen-
hohe zu profitieren, der in der Schweiz, Osterreich oder Deutschland massenhaft
tberaus problematische Sachverhalte/Einzel- und Familienschicksale, wie weiter oben
beschrieben, erzeugt (und dies mit jeder Neuerdffnung eines Casinos verscharft tun
wird), kann sich Liechtenstein nicht ldnger leisten. Mit diesen (Nachbar-)Staaten ha-
ben wir in bester Absicht zusammenzuarbeiten und sie nicht mit den sozialschidli-
chen Folgen eines im Inland berhandnehmenden Casinogewerbes zu belasten, des-
sen Auswiichse sich schon langst nicht mehr begrenzen lassen. Wir missen diesen
Partnern nicht mit einer Politik des Eigennutzes, sondern solidarisch begegnen, wie es
im Regierungsprogramm 2021-2025 auf Seite 10 geschrieben steht.

Aufschlussreich ist schliesslich ein Rechtsvergleich mit dem EFTA-EWR-Staat Island:
Die Art. 183 und 184 des isldndischen Strafgesetzbuches statuieren ein absolut wir-
kendes Verbot, in einer Spielbank Poker bzw. Tischspiele anzubieten. Das dahinter

80 Single (2003), Estimating the Costs of Substance Abuse. Implication of the Estimation of the Costs and Benefits of
Gambling, Journal of Gambling Studies, 19(2), 215-233.

31 Hofmarcher, Romild, Spangberg et. al. (2020), The societal costs of problem gambling in Sweden. BMC Public
Health 20.
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stehende offentliche Interesse an einer Eindimmung des Casinogewerbes mit all sei-
nen v.a. in sozialpolitischer Hinsicht nachteiligen Auswirkungen diirfte in Liechtenstein
— einem Binnenland mitten in Europa — noch weit gewichtiger sein als in Island, einer
geographisch isolierten Insel im Nordatlantik ohne Moglichkeit eines Casino-Tages-
tourismus‘ wie wir ihn Tag fiir Tag erleben mussen.

Kurz, wird der Fehlentwicklung im Geldspielsektor jetzt kein Einhalt geboten, wird sie
noch weiter ausser Rand und Band geraten. Nicht umsonst gehért die Spielsucht zu
jenen Gefahrenquellen, denen in der Sozialpolitik eine besondere Aufmerksamkeit zu-
teil wird. An den im Inland tatigen Casinobetrieben und am Export der aus ihnen re-
sultierenden Missstande ins Ausland darf sich die 6ffentliche Hand und damit die All-
gemeinheit nicht ldnger bereichern. Die Nachteile einer solchen Politik sind viel zu
hach.

Das Verhdltnismassigkeitsgebot als Teilgehalt des Beschrankungsverbots wird mit un-
serer Initiative eingehalten: Ein absolut wirkendes Casino-Verbot ist zweifellos dazu
geeignet, die gerade genannten Allgemeininteressen zu wahren. Es ist dazu auch erfor-
derlich, schafft ein weniger weit gehender Ansatz (wie z.B. eine Verktlirzung der Off
nungszeiten von Casinobetrieben oder eine Begrenzung des Einsatzes der Hohe nach
etc.) doch keine Abhilfe: Eine Politik des ,Vergramens* erwiest sich, erwiesenermas-
sen, als unwirksam. Die von uns vorgesehene Ubergangsfrist von finf Jahren Dauer
schont die Freiheit des Einzelnen (d.h. der Anbieter und Nachfrager von Casino-Dienst-
leistungen) auf grosstmogliche Weise32,

Beachtet wird aber auch das Ubermassverbot: Nachdem das historische, im ZV nieder-
gelegte Spielbankenverbot nach dem EWR-Beitritt noch mehr als fiinfzehn Jahre lang
aufrechterhalten worden war, wird man sich nicht dem Vorwurf aussetzen, lber das
Ziel hinausgeschossen zu haben. Mit dem Inkrafttreten unserer Initiative wiirde nur
der Status quo ante wiederhergestellt (d.h. die Rechtslage prae 2010); ein Zustand, wie
er z.B. auch in Island besteht.

In den EWR-rechtlichen Zuldssigkeitskriterien der Koharenz und Systematik liegt eben-
falls kein Problem, ist der Gegenstand dieser Kriterien doch v.a. die Regulierung von
Monopolbetrieben gewesen, um die es im vorliegenden Fall nicht geht. Eine Verfas-
sungsbestimmung, die den Casino-Sektor einem Verbot qua constitutionem unterstellt,
ist zweifellos die kohadrenteste und systematischste Massnahme, die sich denken lasst,
um die im Allgemeininteresse liegenden Ziele auf Dauer sicherzustellen.

Ein nachtraglich eingeflihrtes Spielbankenverbot kénnte zu Vorbehalten unter dem
Titel des Schadenersatzes aus Amts- oder Staatshaftung fiihren. Aus diesem Grund
sieht unsere Initiative eine Ubergangsfrist von fiinf Jahren vor, um bestehenden Casi-
nobetrieben einen angemessenen Gewinn auf das eingesetzte Kapital zu garantieren

2 Frick, Die Schranken der Handels- und Gewerbefreiheit — unter besonderer Berlcksichtigung des Grundsatzes der
Verhdltnisméssigkeit, in: Jus&News 1999/2, 99 (111).
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(Return on Investment) — und dariiber hinaus auch Ubergangsbestimmungen, die der Ge-
setzgeber zu erlassen héatte und die den Anforderungen des EWR-Rechts33 zu entspre-
chen haben. Eine EWR-rechtskonforme Lésung steht auch diesbeziiglich zur Verfii-
gung.

Das Instrument der Vorpriifung nach Art. 70b VRG macht es der Regierung zur Aufga-
be, Initiativbegehren vor der Sammiung von Unterschriften darauf zu Uberprtfen, ob
sie mit der Verfassung und den bestehenden Staatsvertragen (ibereinstimmen, und
dem Landtag dazu Bericht zu erstatten34. Sollte der Landtag den Initiativtext fiir nich-
tig erkldren, stlinde dagegen die Beschwerde an den StGH zur Verfiigung35, der jede
EWR-rechtliche Unklarheit dem EFTA-Gerichtshof zur Begutachtung vorlegen miiss-
te%. Diesen Weg werden wir notigenfalls gehen.

Aus den angeflihrten Griinden stellen wir den

Antrag:

Die Regierung des Fiirstentums Liechtenstein wolle die Anmeldung unserer Volksinitia-
tive , Casino-Verbot” (Wortlaut der Initiative im Anhang zu diesem Schreiben) zur
Kenntnis nehmen, die Initiative einer Vorprifung nach Art. 70b VRG unterziehen und
dem Landtag dazu Bericht erstatten. Zudem maoge uns die Regierung zum Ergebnis
ihrer Vorprifung das rechtliche Gehér gewédhren, d.h. uns das Ergebnis ihrer Vorprii-
fung vor der Berichterstattung an den Landtag zur Stellungnahme tibermitteln.

Fur Fragen stehen wir jederzeit zur Verfligung. Korrespondenz ist an den Prasidenten
der |G VolksMeinung, Hansjorg Frick, Tanzplatz 26 in 9494 Schaan, zu richten.

Hansjorg Frick, Schaan (Prasident)

A A
/ A
( "‘-u'/lf \/(’( { -;tf-f{)"i'-L L LA i /f “li/ ‘ll‘ . i \"\’ l\ -»-../; B

Willi Frommelt, Schaan (Kassier) Benno Blichel, Balzers (Beisitzer)

33 Siehe hierzu beispielhaft das Urteil des EuGH vom 11.06.2015, C-98/14, Berlington Hungary

34 BuA Nr. 48/1992, 4.

35 Art. 70b Abs. 2 VRG.

3 Art. 34 des ESA-Gerichtshofubereinkommens; Vorlagepflicht im Sinne der Urteile des EFTA-Gerichtshofes in den
Rechtssachen E-18/11, Irish Bank, und E-3/12, Jonsson; Baudenbacher in: Festschrift Delle-Karth, Wien 2013, 1 ff.



Anhang

Verfassungsgesetz
vom ...
Uber die Abdnderung der Verfassung vom 5. Oktober 1921

(Casino-Verbot)

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten/in der Volksabstimmung vom ...

angenommenen Beschluss erteile Ich Meine Zustimmung:

Abidnderung bisherigen Rechts

Die Verfassung vom 5. Oktober 1921, LGBI. 1921 Nr. 15, wird wie folgt abge-

andert:

Art. 36bis

Der Betrieb von Spielbanken ist verboten. Bestehende Spielbanken haben ihren
Betrieb spatestens fiinf Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Verfassungsgesetzes

einzustellen. Die Einzelheiten regelt das Gesetz.

Inkrafttreten
Dieses Verfassungsgesetz tritt am ... in Kraft.
In Stellvertretung des Landesflirsten:
gez. Alois

Erbprinz

gez. Dr. Daniel Risch

Flrstlicher Regierungschef



	BuA Initiativbegehren Abänderung Landesverfassung (Casino-Ve.pdf
	I. Bericht der Regierung
	1. Ausgangslage
	2. Prüfung der eingereichten Unterschriften

	II. Antrag der Regierung

	Anmeldung Casino-Verbot

